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Bericht des Ausschusses für Schulen, Kultur und Sport
betreffend das Gesetz, mit dem das O.Ö. Pflichtschulorganisationsgesetz 1984

geändert wird (O.Ö. Pflichtschulorganisationsgesetz-Novelle 1987)

(L-203f7-XXIII)

A. Allgemeines

In dem am 18. Juli 1986ausgegebenen 154.Stück des
Bundesgesetzblatteswurde die 9. Schulorganisationsge-
setz-Novelle (im folgenden als ,,9. SCHOG-Novelle" be-
zeichnet) unter der BGBI. Nr. 371/1986 kundgemacht.

Dieses Schulgesetz des Bundes enthält - gestützt auf
die Kompetenzbestimmung des Art. 14Abs. 3 Iit. b B-VG
- auch Grundsatzbestimmungen, die einer Ausführung
durch den Landesgesetzgeber bedürfen.

Der Grundsatzgesetzgeber hat, wenngleich er für das
Inkrafttreten der Ausführungsgesetze auch verschiedene
Fristen gesetzt hat Oewells 1. September 1987, 1988,
1989und 1990),angeordnet, daßdie ausführungsgesetz-
lichen Bestimmungen binnen einem Jahr nach Kundma-
chung des Grundsatzgesetzeszu erlassen sind. Die neu-
en Grundsatzbestimmungen der 9. SCHOG-Novelle er-
fordern eine Novellierung der entsprechenden Bestim-
mungen des O.Ö. Pflichtschulorganisationsgesetzes
1984, LGBI. Nr. 45, In der Fassung der O.Ö.Pfllchtschul-
organlsationsgesetz-Novelle 1986, LGBI. Nr. 22, wobei
auch daraut Bedacht genommen werden muß, daß ge-
mäßArt. 111 Z. 1 der genannten Novelle noch Teile dieses
Gesetzes mit jeweils 1. September 1987, 1988 und 1989
In Kraft treten werden. Auch diesen Bestimmungen wird,
soferne sie nicht ImEinklang mit den neu zu erlassenden
Regeiungen stehen, mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
der entsprechenden Bestimmungen des vorliegenden
Gesetzesentwurfesmateriell derogiert werden. Aus Anlaß
der durch die 9. SCHOG-Novellenotwendig gewordenen
Novellierung des O.Ö.Pflichtschulorganlsationsgesetzes
1984 sollen auch einige weitere Bestimmungen dieses
Gesetzesgeändert bzw. ergänzt werden, die Inder bishe-
rigen Praxis der Vollziehung als juristisch umstritten, als
noch klarer formullerbar oder als nicht vorteilhaft admini-
strierbar erkannt bzw. als fehlend bemängelt worden
sind.

B. Im einzelnen

Zu Art. I

Zu Z. 1 (§ 1b Abs. 2 und 3):
§ 8a Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes in der
Fassung der 9. SCHOG-Novelle sieht nunmehr für
den Bereich der Sonde($chulttn vur, di.iß ein alternati-
ver Pflichtgegenstand, ein Freigegenstand oder eine
unverbindliche Übung geführt werden darf, wenn sich
hlefür an einer Sonderschule für blinde Kinder, an ei-
ner Sonderschule für Gehörlose oder an einer Sonder-
schule für schwerstbehinderte Kinder mindestens fünf
Schüler, an einer Sonderschule für sehbehinderte Kin-
der, an einer Sonderschule für schwerhörige Kinder
oder an' einer Heilstättenschule mindestens sechs
Schüler und an einer sonst"lgenSonderschule mlnde-

stens acht Schüler melden. Ein Freigegenstand oder
eine unverbindliche Übung darf jedoch nicht mehr
weitergeführt werden, wenn die Zahl der teilnehmen-
den Schüler die'Mindestanmeldezahl um mehr als zwei
unterschreitet. Diese Senkung der Eröffnungszahlen
für die Führung eines alternativen Pflichtgegenstan-
des, eines Freigegenstandes oder einer unverbindli-
chen Übung bzw. Ihre Abstimmung auf die einzelnen
Sonderschularten war insofern notwendig, als bisher
in diesem Rahmen Unterrichtsgegenstände nur ge-
führt werden konnten, wenn sich hiefür jeweils alle
Schüler einer Klasse gemeldet haben, was Im Hinblick
auf die unterschiedliche Schwere der Behinderung
oftmals zu großen Problemen geführt haI. Durch diese
Regelung soll daher den sonderschulbedürftigen Kin-
dern eine bessere Inanspruchnahme des zusätzlich
vorgesehenen Bildungsangebotes ermöglicht werden.

So wie für die sonderschulbedürftigen Kinder vorgese-
hen, soll auch den Schülern eines Polytechnischen
Lehrganges eine bessere Inanspruchnahme des zu-
sätzlichen Bildungsangebotes ermöglicht werden.
War die Führung von alternativen Pflichtgegenstän-
den, von Freigegenständen oder von unverbindlichen
Übungen an Polytechnischen Lehrgängen nur mög-
lich, wenn sich hiefür mindestens 15 Schüler, für
Hauswirtschaft oder eine Fremdsprache jedoch min-
destens zwölf Schüler meldeten, so konnte von diesen
lehrplanmäßig vorgesehenen Möglichkeiten oftmals
kein Gebrauch gemacht werden. Die Möglichkeit der
Absenkung der Eröffnungszahl für einen alternativen
.Pflichtgegenstand am Polytechnischen Lehrgang auf
zwöif Ist zwar nach den korrespondierenden grund-
satzgesetzlichen Bestimmungen des Schulorganisa-
tionsgesetzes, BGBI. Nr. 242/1962, in der Fassung
der 9. SCHOG-Novelle, BGBI. Nr. 371/1986, (siehe
dort § 8a Abs. 3 dritter Satz) nicht vorgesehen, dürfte
aber Insgesamt in keinem Widerspruch zu den Über-
legungen des Bundesgesetzgebers stehen, da er
schon für den Bereich der Sonderschulen dokumen-
tiert hat, daß dieses zusätzliche Bildungsangebot für
einen größeren Schülerkreis zugänglich gemacht wer-
den soll.
Im übrigen ist auf die Rechtslage in Niederösterreich
und Tirol zu verweisen. Gemäß § 11a Abs. 1 lil. b
letzter Halbsatz NÖ. Pflichtschulgesetz "kann (ab der
9. Schulstufe) ein alternativer Pflichtgegenstand bel
mindestes zwöll Anmeldungen abgehalten werden".
Gemäß § 95 Abs. 3 Tiroler Schulorganisationsgesetz
"kann der Unterricht in diesem alternativen Pflichtge-
genstand erteilt werden," wenn "in der letzten Schui-
stufe einer Schulart ein alternativer Pflichtgegenstand
von weniger als 15 bzw. die Pflichtgegenstände
Fremdsprache und Hauswirtschaft von weniger als
zwölf, mindestens jedoch von acht Schülern gewählt
(wurden)."
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Finanziell dürfte diese Änderung folgende Auswirkun-
gen haben:
Nach dem Erlaß des (damaligen) Bundesministeriums
für Unterricht und Kunst vom 31. Jänner 1978, ZI.
39.737/4-39/77 (Bewirtschaftungserlaß 39c), zuletzt
geändert durch den Erlaß vom 20. März 1981, GZ.
621/36-18A/81, sind für einen Polytechnischen Lehr-
gang in der Regel bis zu 52 Lehrer-Wochenstunden
zulässig.
Für die Schüler eines Polytechnischen Lehrganges
sind 32 Wochenstunden (an Pflichtgegenständen) vor-
gesehen. Es besteht somit ein sog. Überhang von 20
Wochenstunden. Bei der vorgesehenen Ermächti-
gung, eine niedrigere Eröffnungszahl (12 statt 15) für
alternative Pflichtgegenstände vorzusehen, könnte
der Mehrbedarf an Lehrer-Wochenstunden innerhalb
des angeführten Überhanges untergebracht werden.
Somit würde lediglich die Ausschöpfung des geneh-
migten Dienstpostenplanes effizienter gestaltet.
Vergleichsweise kann darauf hingewiesen werden,
daß der Bund für Schulen, die in seinen Zuständig-
keitsbereich fallen (z. B. öffenttiche mittlere und höhe-
re Schulen, Übungsschulen usw.) in § 2 Abs. 2 der
Verordnung BGBI. Nr. 86/1981, i. d. F. BGBI.· Nr.
478/1986 und Nr. 418/1987 u. a. bestimmt hat, daß ein
alternativer Pflichtgegenstand zu führen ist, wenn
mindestens zehn Schüler diesen Gegenstand gewählt
haben. Ebenso legt § 2 Abs. 1 Z. 2 der zitierten Ver-
ordnung fest, daß ab der neunten Schulstufe (= dem
Poiytechnischen Lehrgang .vergleichbar) ein alternati-
ver Pflichtgegenstand zu führen ist, wenn sich hiefür
mindestens zwölf Schüler melden.
Die Mehrkosten für die analoge Regeiung im Landes-
bereich dürften etwa 5,4 Millionen Schilling betragen.
Der Bund hat gegen diese sachlich gerechtfertigte
Senkung der Eröffnungszahl im Begutachtungsver-
fahren Bedenken wegen Grundsatzgesetzwidrigkeit
erhoben. Ein Einspruch seitens des Bundes gegen ei-
nen Gesetzesbeschluß in dieser Form ist daher nicht
auszuschließen.

Abs. 3 führt weitere Bestimmungen des § 8a Abs. 3
des Schulorganisationsgesetzes i. d. F. der 9. SCHOG-
Novelle aus.

Zu Z. 2 (§ 1 b Abs. 5):

Die Grundlage für diese Ergänzung findet sich im § 8a
Abs. 3 letzter Satz des Schulorganisationsgesetzes
i. d. F. der 9. SCHOG-Novetle, wonach die Ausfüh-
rungsgesetzgebung vorsehen kann, daß zur Errei-
chung der Mindestzahi für die Führung eines alternat i-

. ven Pflichtgegenstandes, eines Freigegenstandes
oder einer unverbindlichen Übung die Schüler mehre-
rer Klassen einer oder mehrerer Schulen zusammen-
gefaßt werden können, jedoch aber auch diesfalls die
für die betreffende Schulart vorgesehene Klassen-
schülerhöchstzahl nicht überschritten werden darf. Da
§ 1b Abs. 5 die Möglichkeit des Zusammenfassens
der Schüler mehrerer Klassen einer oder mehrerer
Schulen vorsieht, war diese Ergänzung erforderlich.

Zu Z. 3 (§ 8 Abs. 3):

§ 8 Abs. 3 wird gegenüber der bisherigen Fassung
dahingehend erweitert, als nunmehr im Unterrichts-
gegenstand Leibesübungen in Übungsbereichen mit

besonderen Sicherheitsanforderungen, wie Schilauf
und Schwimmen, ab 20 Schülern der Unterricht in
Schülergruppen zu erteilen ist. Eine gleichartige
Bestimmung wurde für den Bereich der Hauptschule
bereits in die O.Ö. Pflichtschulorganisationsgesetz~
Novelle 1983, LGBI. Nr. 74, aufgenommen. In diesem
Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daß der
Bund für Schulen, die in seinen Zuständigkeitsbereich
fallen (z. B. öffentliche mittlere und höhere Schulen,
Übungsschulen usw.) in § 6 Abs. '1 Z. 5 der Verord-
nung 8GBI. Nr. 86/1981 bestimmt hat, daß die Grup-
pengröße im Gegenstand "Leibesübungen (Leibeser-
ziehung) in Übungsbereichen mit besonderen Sicher-
heitsanforderungen wie Schilauf und Schwimmen
eine Schülerzahl von .20 Schülern" zu betragen hat.
Im übrigen ist darauf zu verweisen, daß § 20a Abs. 1
Iit. c (für Volksschulen), § 26a (für Hauptschulen)
und § 38a (für den Polytechnischen Lehrgang)
NO. Pflichtschulgesetz vergleichbare Regelungen
enthält; das gleiche gilt für Tirol (siehe § 16 Abs. 5,
§ 32 Abs. 3 und § 61 Abs. 3 Tiroler Schulorganisa-
tionsgesetz).

Die Mehrkosten sind hier nicht genau bezifferbar.
Der Bund hat gegen diese sachlich gerechtfertigte
Senkung der Eröffnungszahl im Begutachtungsver-
fahren Bedenken wegen Grundsatzgesetzwidrigkeit
erhoben (Verstoß gegen § 14 Abs. 3 Schulorganisa-
tionsgesetz). Ein Einspruch seitens des Bundes ge-
gen einen Gesetzesbeschluß in dieser Form ist' daher
nicht auszuschließen.

Zu Z_ 4 (§ 16 Abs. 3):

§ 16 Abs. 3 in seiner bisher gültigen Fassung be-
stimmt, daß in der Allgemeinen Sonderschule sowie in
der Sondererziehungsschule der Unterricht im Pflicht-
gegenstand Werkerziehung bei einer Schülerzahl von
mindestens zehn und in der Sonderschule für körper-
behinderte Kinder bei einer Schülerzahl von minde-
stens acht statt für die gesamte Klasse in Schüler-
gruppen zu erteilen ist. Mit Verordnung des Bundes-
ministers für Unterricht, Kunst und Sport vom 3. Juli
1986, 8GBI. Nr. 441/1986, wurde aber die Verord-
nung, mit welcher die Lehrpläne der Volksschule, der
Hauptschule und der Sonderschule ertassen werden,
hinsichtlich der Allgemeinen Sonderschule unter an-·
derem dahingehend abgeändert, daß nunmehr der
Unterricht in Werkerziehung auf der Grundstufe 1 und
auf der Grundstufe 2 für Knaben und Mädchen ge-
meinsam zu erteilen ist. Da aber in vielen Klassen, die
nach dem Lehrplan der Allgemeinen Sonderschule
geführt werden, Knaben und Mädchen mehrerer
Schulstufen gemeinsam unterrichtet werden, ist es
notwendig, die Mindestschülerzahl für die Bildung von
Schülergruppen zu senken. Ansonsten wäre es bei
den zahlreichen motorischen und erzieherischen Pro-
blemen in diesen Klassen nicht weiter möglich, die
vielen positiven Impulse der Werkerziehung weiterhin
zu realisieren.

Zu Z. 5 (§ 20 Abs_ 3):

Hinsichtlich dieser Ergänzung wird auf die Erläuterun-
gen zu § 8 Abs. 3 (siehe Z. 3) sinngemäß verwiesen.
§ 20 Abs. 3 ergeht in Ausführung des § 33 Abs. 3 des
Schulorganisationsgesetzes.
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Zu Z. 6 (§ 24 Abs. 1 und 2):

Den grundsatzgesetzlichen Bestimmungen des § 51
Abs. 1 des Schulorganisationsgesetzes i. d. F. der
9. SCHOG-Novelle, BGBI. Nr. 37111986, folgend, sieht
Abs. 1 als Klassenschülerhöchstzahl an der Berufs-
schule 30 und ais Klassenschülermindestzahl 20 vor.
Im Gegensatz zur Klassenschülermindestzahl bei der
Volksschule stellt diese Klassenschülermindestzahl
bei der Berufsschule sowie auch bei der Hauptschule
nur eine Sollanforderung dar. Der vorliegende Entwurf
übernimmt diesen vom Grundsatzgesetzgeber vorge-
zeichneten weitesten Rahmen. Ausnahmen hievon
sollen nur aus "schwerwiegenden organisatorischen
Gründen" möglich sein. über deren Vorliegen die Lan-
desregierung nach Anhörung des Schulerhalters und
des Landesschulrates zu entscheiden hat. Die in
Klammer angeführten Beispiele für einen schwerwie-
genden organisatorischen Grund (zur Erhaltung der
Verfachlichung, zur Aufnahme der Berufsschulpflichti-
gen) determinieren im Zusammenhalt mit diesen un-
bestimmten Gesetzesbegriffen den Entscheidungs-
inhalt der Landesregierung. Die Änderung der Klas-
senschülerzahl ist nicht für alle Schulstufen gleichzei-
tig vorgesehen, sondern soll aufsteigend, beginnend
mit der untersten Schulstufe ab dem Schuljahr
1987/1988, durchgeführt werden.

Die im Abs. 2 vorgesehenen Schülergruppen in ein-
zelnen Gegenständen sind von jenen nach Abs. 3 zu
unterscheiden (vgl. auch die Erläuterung zu Art. I Z. 5)
und sind nicht klassenverbandübergreifend. Die vom
Grundsatzgesetz eingeräumten Möglichkeiten werden
zur Gänze ausgeschöpft. Hinsichtlich des schulstu-
fenaufsteigenden Inkrafttretens dieser Bestimmung
ist auf die vorstehenden Ausführungen zu Abs. 1 zu
verweisen.

Zu Z. 7 (§ 24 Abs. 5):

An den Berufsschulen gibt es im leistungsdifferenzier-
ten Unterricht im Gegensatz zur Hauptschule und zum
Polytechnischen Lehrgang nur zwei Leistungsgrup-
pen. Hievon vermittelt gemäß § 47 Abs. 3 des Schulor-
ganisationsgesetzes eine Leistungsgruppe die zur Er-
füllung der Aufgabe der Berufsschule notwendigen Er-
fordernisse und die andere Leistungsgruppe ein er-
weitertes oder vertieftes Bildungsangebot. Die Füh-
rung von Leistungsgruppen in Form einer "inneren
Differenzierung" (Leistungsdifferenzierung ohne eige ..
ne Schülergruppe) ist nicht zulässig (§ 46 Abs. 2 des
Schulorganisationsgesetzes). Der vorliegende Ent-
wurf enthält in diesem Zusammenhang nunmehr eine
Änderung hinsichtlich der Bildung von Schülergrup-
pen für den Leistungsgruppenunterricht an ganzjähri-
gen Berufsschulen. Dies erscheint deshalb erforder·
lieh, da die erwartete Zusammenlegung von Klassen
für einen Lehrberuf oder eine Gruppe von Lehrberufen
auf einer Stufe (Parallelklassen) nicht im vorgesehe-
nen Ausmaß durchgeführt werden konnte, wodurch es
bei den ganzjährigen Berufsschulen gegenüber den
lehrgangsmäßigen Berufsschulen zu einem verhält·
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nismäßig geringen Angebot an leistungsdifferenzier-
tem Unterricht gekommen ist. Diese Benachteiligung
der ganzjährigen Berufsschulen soll dadurch ausge-
glichen werden. indem künftighin bei zwei oder drei
Parallelklassen bis zu vier Schülergruppen und bei
vier Parallelklassen bis zu sechs Schülergruppen ge-
bildet werden dürfen. Bei fünf Parallelkiassen dürfen
bis zu sieben, sofern es jedoch aus schwerwiegenden
organisatorischen Gründen (z. B. zur Erweiterung des
leistungsdifferenzierten Unterrichtes auf einen weite-
ren Schul· bzw. Wochentag) erforderlich ist, bis zu
acht Schülergruppen gebildet werden. Ab sechs Pa·
rallelklassen darf die Anzahl der Schülergruppen die
Anzahl der Parallelklassen um nicht mehr ais zwei,
ab zehn Parallelklassen um nicht mehr als drei, ab
15 Parallelklassen um nicht mehr als vier und ab
20 Parallelklassen um nicht mehr als fünf überstei-
gen.

Zu Z. 8 (§ 29 Abs. 1):

Die allgemein sinkenden Schülerzahlen geben den
Anlaß für eine neuerliche Herabsetzung der für die
selbständige Führung eines Polytechnischen Lehr·
ganges erforderlichen Kinderzahl. Zuletzt wurde die
gebotene Kinderzahl im Rahmen der O.Ö. Pflicht-
schulorganisationsgesetz-Novelle 1986, LGBI. Nr. 22,
mit "achtzig" festgesetzt.

Zu Art. 11

Die Bestimmungen über das Inkrafttreten der O.Ö.
Pfiichtschulorganisationsgesetz-Novelle 1987 stützen
sich auf Art. 111Abs. 4 der 9. SCHOG-Novelle. Soweit in
der O.Ö. Pflichtschulorganisationsgesetz.Nov~lIe 1987
Bestimmungen enthalten sind, die nicht durch Anderung
von grundsatzgesetzlichen Bestimmungen veranlaßt wur-
den, sollen diese Bestimmungen mit 1. September 1987
in Kraft gesetzt werden. Dies scheint im Hinblick auf die
im übrigen durch das Grundsatzgesetz zwingend vorge-
gebenen Inkrafttretensbestimmungen im Sinne einer Ver·
einheitlichung geboten.

Anhang zu den .Erläuterungen

9. SCHOG- O.Ö. Pflichtschulor9ani·
Novelle sationsgesetz-Novelle1987

Inkrafttreten
mit 1. September

1987 1988 1989 1990

Art. I Z. 2 = Art. I Z. 1,2 +
Art. I Z. 3 = Art. I Z. 6 + + + +

und 7 +

Art. 111= Art. 11

Der Ausschuß für Schulen, Kultur und Sport bean-
tragt, der Hohe Landtag möge das beigefügte Gesetz,
mit dem das O.Ö. Pfllchtschulorganisationsgesetz
1984 geändert wird (O,Ö, Pflichtschulorganisatlonsge-
setz-Novelle 1987), beschließen.

Linz, am 28. September 1987

Steinmayr
Berichterstatter
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Gesetz

vom 1987,

mit dein das O.Ö. Pflichtschulorganisationsgesetz 1984 geändert wird
(O.Ö. Pflichtschulorganisationsgesetz-Novelle 1987)

Der o.ö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das O.Ö. Pflichtschulorganisationsgesetz 1984, LGBI.
Nr. 45, in der Fassung der O.Ö. Pflichtschulorganisations-
gesetz-Novelle 1986, LGBI. Nr. 22, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Im § 1b haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:

,,(2) Melden sich an einer Sonderschule mit einer
Klassenschülerhöchstzahl von fünfzehn Schülern
mindestens acht, an einer Sonderschule mit einer
Klassenschülerhöchstzahl von zehn Schülern minde-
stens sechs oder an einer Sonderschule mit einer
Klassenschülerhöchstzahl von acht Schülern minde-
stens fünf Schüler für einen alternativen Pflichtgegen-
stand, einen Freigegenstand oder eine unverbindliche
Übung, so ist der entsprechende Unterricht abzuhal-
ten. An einem Polytechnischen Lehrgang kann'ein al-
ternativer Pflichtgegenstand geführt werden, wenn
sich hiefür mindestens zwölf Schüler melden; ein
Freigegenstand oder eine unverbindliche Übung ist zu
führen, wenn sich hiefür mindestens fünfzehn Schü-
ler, für eine Fremdsprache oder für Hauswirtschaft je-
doch mindestens zwölf Schüler melden. An allen übri-
gen öffentlichen Pflichtschulen ist ein alternativer
Pflichtgegenstand, ein Freigegenstand oder eine un-
verbindliche Übung zu führen, wenn sich hiefür min-
destens fünfzehn Schüler, für eine Fremdsprache
oder für Hauswirtschaft jedoch mindestens zwölf
Schüler melden. Ein Freigegenstand oder eine unver-
bindliche Übung darf an einer Sonderschule nicht
mehr weitergeführt werden, wenn die Zahi der teilneh-
menden Schüler die Mlndestanmeldezahl um mehr
als zwei unterschreitet. An allen übrigen öffentlichen
Pflichtschulen darf ein Freigegenstand oder eine un-
verbindliche Übung nicht mehr weitergeführt werden,
wenn die Zahl der teilnehmenden Schüler die Min-
destanmeldezahl um mehr ais drei unterschreitet.

(3) In Pflichtgegenständen, die leistungsdifferen-
ziert geführt werden, ist ein Förderunterricht abzuhal-
ten, wenn zum Besuch desselben in Sonderschulen
mindestens drei Schüler, -ansonsten mindestens
sechs Schüler, die auf den Übertritt in eine höhere Lei-
stungsgruppe vorbereitet werden sollen oder deren
Übertritt in eine niedrigere Leistungsgruppe verhin-
dert werden soll, verpflichtet sind. Ein Förderunter-
richt ist überdies abzuhalten, wenn sich für ihn in der
Grundschule (1. bis 4. Schulstufe) und in der Sonder-
schule mindestens drei Schüier, in den sonstigen lei-
stungsdifferenzierten Pflichtgegenständen in der Be-
rufsschule mindestens sechs Schüler, ansonsten minR

destens acht Schüler, die für einen Förderunterricht in
Betracht kommen, melden. Die Bestimmungen dieses
Absatzes sind jedoch nur insoweit anzuwenden, als
ein Förd~runterrjcht im Lehrplan vorgesehen ist."
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2. Dem § 1b Abs. 5 ist folgender Satz anzufügen:

"Die für die b.etreffende Schulart geltende Klassen-
schülerhöchstzahl darf jedoch nicht.überschritten wer-
den."

. 3. § 8 Abs. 3 hat zu lauten:
,,(3) Der Unterricht im Gegenstand Lebende Fremd-

sprache ist bei einer Mindestschülerzahl von dreißig,
im Gegenstand Werkerziehung bei einer Mindest-
schülerza~1 von zwanzig und im Gegenstand Haus-
wirtschaft bei einer Mindestschülerzahl von sechzehn
statt für die gesamte Klasse in Schülergruppen zu er-
teilen. Der Unterricht im Gegenstand Leibesübungen
ist bei einer Mindestschülerzahl von dreißig statt für
die gesamte Klasse in Schülergruppen zu erteilen, in
Übungsbereichen mit besonderen Sicherheitsanfor-
derungen, wie Schilauf und Schwimmen, wenn die
Mindestschülerzahl zwanzig erreicht. Dies gilt jedoch
nicht für die Trennung des Unterrichtes nach Ge-
schlechtern in Leibesübungen."

4. § 16 Abs. 3 hat zu lauten:

,,(3) In der Allgemeinen Sonderschule sowie in der
Sondererziehungsschule ist der Unterricht in den
Pflichtgegenständen Werkerziehung und Hauswirt-
schaft bei einer Schülerzahl von mindestens acht statt
für die gesamte Klasse in Schülergruppen zu erteilen;
in der Sonderschule für körperbehinderte Kinder ist
der Unterricht in den Pflichtgegenständen Geometri-
sches Zeichnen und Hauswirtschaft bei einer Schüler-
zahl von mindestens acht und im Pflichtgegenstand
Werkerziehung bei einer Schülerzahl von mindestens
sechs statt für die gesamte Klasse in Schülergruppen
zu erteilen; in Schulen und Klassen in Krankenanstal-
ten ist der Unterricht in den Pflichtgegenständen
Werkerziehung und Hauswirtschaft bei einer Schüler-
zahl von mindestens acht statt für die gesamte Klasse
in Schülergruppen zu erteilen. In den Pflichtgegen-
ständen Werkerziehung, Hauswirtschaft und Leibes-
übungen können Schüler mehrerer Klassen einer oder
mehrerer Schulen zusammengefaßt werden, soweit
die auf Grund der Abs. 1 und 2 und des ersten Satzes
dieses Absatzes bestimmte Schülerzahl nicht über-
schritten wird."

5. Dem § 20 Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen:

"Der Unterricht im Pflichtgegenstand Leibesübungen
ist in Übungsbereichen mit besonderen Sicherheits-
anforderungen, wie Schilauf und Schwimmen, statt für
die gesamte Klasse in Schülergruppen zu erteilen,
wenn die Schülerzahl zwanzig erreicht."

6. Im § 24 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:

,,(1) Die Zahl der Schüler in einer Berufsschulklasse
darf dreißig nicht übersteigen und soll zwanzig nicht
unterschreiten. Sofern hievon aus schwerwiegAnrlen
organisatorischen Gründen (z. B. zur Erhaltung der
Verfachlichung oder zur Aufnahme der Berufsschul-
pflichtigen) ein Abweichen erforderlich ist, entscheidet
hierüber die Landesregierung nach Anhörung des
Schuierhaiters und des Landesschulrates. Die Teilung
von Klassen ist nur zulässig, wenn die Klassenschü-
lerhöchstzahl überschritten würde.

(2) Der Unterricht ist im Gegenstand Leibesübun-
gen bei einer Mindestschülerzahl von dreißig, in den
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Gegenständen Stenotypie und Phonotypie, Maschin-
schreiben, Lebende Fremdsprache und Warenkunde
für Schüler unterschiedlicher Fachbereiche bei einer
Mindestschülerzahl von fünfundzwanzig, im Gegen-
stand Verkaufskunde und im Gegenstand Fachzeich-
nen sowie in den praktischen Unterrichtsgegenstän-
den bei einer Mindestschülerzahl von zwanzig statt für
die gesamte Klasse in Schülergruppen zu erteilen,
Wenn es die räumliche oder gerätemäßige Ausstat-
tung erfordert, kann die Teilung in Schülergruppen für
den Unterricht in praktischen Unterrichtsgegenstän-
den schon bei einer Schülerzahl VOnachtzehn vorge-
nommen werden; dies gilt nicht tür die Trennung des
Unterrichtes in Leibesübungen nach Geschlechtern
und tür die praktischen Unterrichtsgegenstände, so-
weit aus Sicherheitsgründen eine niedrigere Zahl er-
forderlich ist."

- 7. § 24 Abs. 5 hat zu lauten:

,,(5) An ganzjährigen und saisonmäßigen Beruts-
schulen dürfen bei zwei oder drei Parallelklassen
höchstens vier Schülergruppen und bei vier Parallel-
klassen höchstens sechs Schülergruppen gebildet
werden. Bei fünt Parallelklassen dürfen höchstens sie-
ben, sotern es jedoch aus schwerwiegenden organisa-
torischen Gründen erforderlich ist, höchstens acht
Schülergruppen gebildet werden. Ab sechs Parallel-
klassen darf die Anzahl der Schülergruppen d.ieAn-
zahl der Parallelklassen um nicht mehr als zwei. ab
zehn Parallelklassen um nicht mehr als drei, ab tünf-
zeh~ Parallelklassen um nicht mehr als vier und ab
zwanzig Parallelklassen um nicht mehr als fünf über-
steigen. Als Parallelklassen gelten alle Klassen tür ei-
nen Lehrberuf oder eine Gruppe vOnLehrberufen auf
einer Stufe."

8. Im § 29 Abs. 1 ist das Wort "achtzig" durch das Wort
"tüntundsiebzig" zu ersetzen.

Artikel 11

Dieses Gesetz tritt nach Maßgabe der folgenden Be-
stimmungen in Kraft:

1. Art. I Z. 6 hinsichtlich der 1. Klasse mit 1. September
1987, der 2. Klasse mit 1. September 1988, der
3. Klasse mit 1. September 1989 und der4. Klasse mit
1. September 1990;

2. die übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes mit
1. September 1987.


